
 

 

Statement von Pater Dr. Martin Maier SJ, 

Hauptgeschäftsführer des Lateinamerika-Hilfswerks Adveniat, 

in der Pressekonferenz am 11. Mai 2026 um 11 Uhr in Essen  

Es gilt das gesprochene Wort! 

Guten Morgen liebe Damen und Herren, 

Adveniat schafft Hoffnungsinseln. Das erlebe ich bei meinen Besuchen unserer Pro-

jektpartnerinnen und Projektpartner regelmäßig: Frauen in Paraguay verkaufen auf 

dem Markt von San Pedro ihr ökologisch angebautes Gemüse. Kinder aus indigenen 

Familien in Ecuador können eine Schule besuchen. Engagierte Laien und Laiinnen 

erhalten in Nicaragua eine theologische Grundausbildung zu „Delegados de la pa-

labra“, zu „Boten des Wortes“ und verkünden das Evangelium. In Haiti können Ge-

meinden ihren Energiebedarf mit Solarzellen unabhängig von umweltschädlichen Die-

selaggregaten sichern. 

Diese Hoffnungsinseln bieten den Menschen Chancen und verändern ihr Leben. Das 

ist unser Auftrag, dem wir als Adveniat verpflichtet sind. Denn diese Menschen sind es, 

die unter den Folgen geopolitischer Entscheidungen, unter dem globalen Handeln aber 

auch Nichthandeln leiden. Haiti ist ein Beispiel für das Wegschauen und Versagen der 

internationalen Gemeinschaft. Nach der unkoordinierten Hilfswelle nach dem Erdbe-

ben 2010 ohne Einbindung der lokalen Bevölkerung sowie der gescheiterten UN-Blau-

helm-Mission haben die selbsterklärten Retter das Land im Stich gelassen und ver-

gessen. Die Folge: Marodierende Banden tyrannisieren die Menschen. Mehr als die 

Hälfte der Bevölkerung ist unterernährt. 1,3 Millionen Haitianer sind obdachlos. Wäh-

rend andere sich zurückziehen hilft Adveniat bis heute mit Schulspeisungen, Versor-

gung mit Medikamenten und Hygieneartikeln, Bildungs- und Wiederaufbauprojekte. 

Dabei kommen wir über die Kirchengemeinden, die Ordensgemeinschaften und die 

kirchlichen Strukturen an die Orte, wo Hilfe am dringendsten benötigt wird.  



Besonders wichtig: Jungen Menschen eine Perspektive zu bieten, ihnen einen Schul-

besuch zu ermöglichen. Denn die kriminellen Banden rekrutieren systematisch Ju-

gendliche und machen ihnen Angebote. Wer hungert, wem eine Lebensperspektive 

fehlt, der lässt sich auf diese Lockangebote ein. Da müssen wir gegensteuern und 

dabei ist Bildung ein Schlüssel. Darauf haben die haitianischen Bischöfe in unserem 

Gespräch in Miami Ende April hingewiesen und das wurde auch bei meinem anschlie-

ßenden Besuch haitianischer Flüchtlinge in der Dominkanischen Republik deutlich. Die 

Menschen leben ohne fließendes Wasser und Strom an einer Grenze, die mich an die 

ehemalige deutsch-deutsche Grenzsicherung erinnert hat. Auch dort beteiligen wir uns 

an einem Schulprojekt, um die Kinder und Jugendlichen, die einem massiven Rassis-

mus ausgesetzt sind, nicht an kriminelle Banden zu verlieren. 

Genauso leiden die Menschen unter dem neuen US-Imperialismus, wo der völker-

rechtswidrige Einsatz militärischer Gewalt wieder zum normalen Mittel politischen Han-

delns geworden ist. Die Entführung des venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro 

durch die USA zu Beginn dieses Jahres, die bis heute andauernden außergerichtlichen 

Hinrichtungen von Menschen in vermeintlichen Drogen-Booten in der Karibik und die 

massiven Drohungen in Richtung Kuba sind nur einige Beispiele. Keine Frage: Nicolás 

Maduro hat Wahlen gefälscht, Venezuela diktatorisch geführt, Andersdenkende will-

kürlich verhaften, foltern und ermorden lassen sowie eine Staats- und Wirtschaftskrise 

zu verantworten, die zu Armut, Hunger und einem Massen-Exodus von mehr als acht 

Millionen Venezolanern geführt hat. All das rechtfertigt jedoch keinesfalls die nun von 

Trump befohlene Entführung Maduros und seiner Frau, die Bombardierungen des ve-

nezolanischen Festlands, denen auch 40 Zivilisten zum Opfer gefallen sind, das En-

tern von Öl-Tankern und den bis heute andauernden völkerrechtswidrigen Abschuss 

von Booten, bei denen mehr als 100 Menschen ermordet wurden. Anstelle dieser auch 

von der US-amerikanischen Verfassung nicht gedeckten Angriffe hätte eine gezielte 

Stärkung der demokratischen Kräfte und eine konsequente Sanktionierung des Re-

gimes zu einem Wandel in Venezuela führen können. Stattdessen haben sämtliche 

US-amerikanische Regierungen bis zuletzt immer auch Öl-Geschäfte mit dem Regime 

getätigt und dieses damit gestärkt. 

Da die USA keinerlei Interesse an einem demokratischen Wandel in Venezuela zeigen, 

sondern sich mit dem Austausch des einen Autokraten durch eine andere Autokratin, 

nämlich Delcy Rodriguez, zufrieden zu geben scheint, drängt sich ein schlimmer Ver-

dacht auf: Ziel war gar nicht Venezuela und die notleidende Bevölkerung, sondern der 



von US-Außenminister Marco Rubio immer wieder angedeutet Regimewechsel in 

Kuba. Denn die fehlenden Öllieferungen aus Venezuela lassen in Havanna die Lichter 

ausgehen. Doch unter dem Zusammenbruch der Energieversorgung, die überwiegend 

über Erdöl-Kraftwerke funktioniert, leidet die arme Bevölkerungsmehrheit am meisten. 

Das am 1. Mai in Kraft getretene Freihandels-Abkommen zwischen Europa und den 

sogenannten Mercosur-Staaten beurteile ich differenziert. Geopolitisch stärkt es die 

Beziehungen zwischen Europa und Lateinamerika. Allerdings atmet diese Handelsver-

einbarung den Geist alter kolonialer Abhängigkeiten. Europa importiert Rohstoffe und 

Agrarprodukte und flutet gleichzeitig die Länder des Globalen Südens mit seinen wei-

terverarbeiteten Produkten wie Maschinen, Autos und Luxusartikeln. So verbleiben die 

Profite in den heute schon reichen Ländern und bei den wenigen Großgrundbesitzern 

im Süden und multinationalen Rohstoffkonzernen. Leider profitiert dadurch die über-

wiegende Mehrheit der Bevölkerung Lateinamerikas nicht und verbleibt oft in Armut, 

Hunger und einer zerstörten Umwelt. 

Der nachhaltige Aufbau eines fairen Wirtschaftens sollte die Zusammenarbeit zwi-

schen Europa und Lateinamerika prägen. Das hat zuletzt der brasilianische Präsident 

Luiz Inácio Lula da Silva bei seinem Deutschlandbesuch eingefordert, als er sagte: 

„Manchmal denke ich, dass die entwickelten Länder auf uns schauen, als ob wir bis in 

alle Ewigkeit kolonisierte Länder sind." Brasilien wolle aber als gleichberechtigt wahr-

genommen werden. 

Adveniat handelt seit mehr als 60 Jahren genau in diesem Sinn in partnerschaftlicher 

Zusammenarbeit. Ein Beispiel dafür sind die Gemüsegärten der Grupo Andes als blü-

hende Oasen mitten in der staubigen Wüste nördlich von Lima. Hier werden Menschen 

vor Ort befähigt, ihre Lebensbedingungen aus eigener Kraft zu verbessern. In Schul-

gärten lernen Kinder und Familien, Verantwortung zu übernehmen, ihre Gesundheit zu 

schützen und ihre Rechte einzufordern. So wird Armut nachhaltig bekämpft, die Um-

welt geschützt und der Zusammenhalt in den Gemeinden gestärkt. Keine Hilfe von 

oben herab, sondern Unterstützung der Menschen vor Ort mit ihren Ideen. Denn sie 

wissen am besten, welche Probleme mit welchen Mitteln angegangen werden können.  

Mit Ihrer Arbeit als Journalistinnen und Journalisten helfen Sie uns, diese positiven 

Nachrichten zu verbreiten. Dafür danke ich Ihnen von ganzem Herzen. 


